
Art. 39 Grundrechte und Grundpflichten der Bürger

werden. Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstiteln beruhenden öffentlichen 
Leistungen an Religionsgemeinschaften sollten durch ein Gesetz abgelöst werden, das al­
lerdings niemals erging. Das Eigentum sowie andere Rechte der Religionsgemeinschaften 
und religiösen Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke be­
stimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen wurden gewährleistet. Art. 47 
legte fest, daß der Austritt aus einer Religionsgemeinschaft bei Gericht zu erklären oder 
als Einzelerklärung in öffentlich beglaubigter Form einzureichen war. Die Entscheidung 
über die Zugehörigkeit von Kindern zu einer Religionsgemeinschaft stand nach Art. 48 
bis zu deren Erreichung des 14. Lebensjahres den Erziehungsberechtigten zu, die auch 
über die Teilnahme am Religionsunterricht bis zu dieser Altersgrenze zu entscheiden hat­
te. Ab Vollendung des 14. Lebensjahres hatte das Kind selbst über die Zugehörigkeit zu 
einer Religionsgemeinschaft zu entscheiden. Die Religionsgemeinschaften wurden nach 
Art. 43 Abs. 5 den Vereinigungen gleichgestellt, die sich die gemeinschaftliche Pflege ei­
ner Weltanschauung zur Aufgabe gemacht hatten.

2 b) Je mehr sich die DDR zu einem sozialistischen Staat entwickelte, desto schwieriger 
gestaltete sich das Verhältnis zwischen Kirchen und Staat. Die Erziehung der Bevölke­
rung zum sozialistischen Bewußtsein (s. Rz. 37-39 zu Art. 2) mußte zu Spannungen 
zwischen Staat und Kirchen führen. Ob dieser Konflikt in voller Schärfe ausgetragen 
wurde oder nicht, lag bereits vor der Verfassung von 1968 stets in der Hand der Partei- 
und Staatsführung der DDR. Aus taktischen Gründen nahm diese indessen Rücksicht auf 
die Kirchen. Dabei unterlag die Einstellung der Partei- und Staatsführung zur Kirche ge­
wissen Schwankungen. So führte der evangelische Bischof von Pommern zum Verhältnis 
zwischen Staat und Kirche Mitte November 1965 auf einer Tagung der Landessynode in 
Züssow bei Greifswald aus, daß sich zwar vieles gebessert habe, dennoch sei der Unter­
schied zwischen christlichem Glauben und marxistischer Ideologie nach wie vor unüber­
brückbar. Der Bischof nannte als Beispiele für die Schwierigkeiten der Kirchen: Verhöh­
nung christlicher Kinder und Erschwerung bei der Berufswahl, erzwungener Kirchenaus­
tritt junger Menschen, Einschränkung des christlichen Schrifttums, verfassungswidrige 
Wegnahme kirchlicher Räume und Verweigerung von Schulräumen, Erschwerung der 
Seelsorge in Krankenhäusern und Haftanstalten, Druck zur Teilnahme an Jugendweihen 
(Evangelischer Pressedienst Nr. 265 vom 18. 11. 1965). Die Freiheit des Kultus wurde im 
allgemeinen gewährt. Soweit Gottesdienste und religiöse Veranstaltungen in kirchlichen 
Räumen verhindert wurden, handelte es sich um Übergriffe örtlicher Instanzen.

2. Entwurf.
3 a) Im Entwurf hatte der Art. 38 Abs. 2, der im angenommenen Text der Verfassung die 

Nr. 39 Abs. 2 wurde, folgenden Wortlaut:
»Die Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften haben ihre Angelegenheiten und 

ihre Tätigkeit in Übereinstimmung mit der Verfassung und den gesetzlichen Bestimmun­
gen durchzuführen.«

4 b) Insbesondere gegen diesen Satz des Entwurfs wandten sich die Bedenken der Kir­
chen. Die evangelischen Bischöfe - mit Ausnahme des Thüringischen Landesbischofs 
Mitzenheim - hatten deshalb schriftlich darum gebeten, den christlichen Bürgern die An­
erkennung ihres kirchlichen Lebens eindeutig zuzusagen. Sie baten ferner darum zu be­
rücksichtigen, daß sich der christliche Glaube im täglichen Leben und in der Gemein-
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